
 

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Punkt 6 der Tagesordnung 

gemäß §§ 221 Absatz 4 Satz 2, 186 Absatz 4 Satz 2 AktG  

Um sicherzustellen, dass der Vorstand fortlaufend und unabhängig von der Terminierung 

der ordentlichen Hauptversammlung in 2020 zur Ausgabe von Options- und 

Wandelanleihen mit der Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts ermächtigt ist, 

soll bereits in dieser Hauptversammlung die bestehende Ermächtigung zur Ausgabe von 

Options- und/oder Wandelanleihen ("Schuldverschreibungen") durch eine neue 

Ermächtigung ersetzt werden.  

Die vorgeschlagene Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen im 

Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 800.000.000,00 sowie zur Schaffung des bedingten 

Kapitals von bis zu EUR 14.378.109,00 soll die nachfolgend noch näher erläuterten 

Möglichkeiten der VTG Aktiengesellschaft zur Finanzierung ihrer Aktivitäten erweitern und 

dem Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats – insbesondere bei Eintritt günstiger 

Kapitalmarktbedingungen – den Weg zu einer im Interesse der VTG Aktiengesellschaft 

liegenden flexiblen und zeitnahen Finanzierung eröffnen.  

Den Aktionären steht grundsätzlich das gesetzliche Bezugsrecht auf 

Schuldverschreibungen zu, die mit Options- oder Wandlungsrechten oder -pflichten 

verbunden sind (§ 221 Absatz 4 in Verbindung mit § 186 Absatz 1 AktG). Soweit den 

Aktionären nicht der unmittelbare Bezug der Schuldverschreibungen ermöglicht wird, kann 

der Vorstand von der Möglichkeit Gebrauch machen, Schuldverschreibungen an ein 

Kreditinstitut oder ein Konsortium von Kreditinstituten mit der Verpflichtung auszugeben, 

den Aktionären die Schuldverschreibungen entsprechend ihrem Bezugsrecht anzubieten 

(mittelbares Bezugsrecht i. S. von § 186 Absatz 5 AktG).  

Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ermöglicht die 

Ausnutzung der erbetenen Ermächtigung durch runde Beträge. Dies erleichtert die 

Abwicklung des Bezugsrechts der Aktionäre. Die Ermächtigung zum Ausschluss des 

Bezugsrechts zugunsten der Inhaber oder Gläubiger von bereits ausgegebenen 

Wandlungsrechten und Optionsrechten oder -pflichten hat den Vorteil, dass der 

Wandlungs- bzw. Optionspreis für die bereits ausgegebenen Wandlungs- bzw. 

Optionsrechte oder -pflichten nicht ermäßigt zu werden braucht und dadurch insgesamt 

ein höherer Mittelzufluss ermöglicht wird. Beide Fälle des Bezugsrechtsausschlusses 

liegen daher im Interesse der VTG Aktiengesellschaft und ihrer Aktionäre. 

Der jeweils festzusetzende Options- bzw. Wandlungspreis für eine Stückaktie der VTG 

Aktiengesellschaft und damit der Ausgabebetrag für die neuen Aktien muss – mit oder 

ohne Einräumung eines Bezugsrechts – mit Ausnahme der Fälle einer Options- oder 

Wandlungspflicht oder eines Aktienlieferungsrechts jeweils mindestens 80 % des aus dem 

letzten Konzernabschluss der Gesellschaft nach IFRS zu errechnenden Nettobuchwerts je 

Aktie entsprechen. In den Fällen der Options- oder Wandlungspflicht oder eines 

Aktienlieferungsrechts kann der Options- oder Wandlungspreis nach näherer Maßgabe 

der Anleihebedingungen entweder mindestens den oben genannten Mindestpreis 

betragen oder dem aus dem letzten Konzernabschluss der Gesellschaft nach IFRS zu 

errechnenden Nettobuchwert je Aktie vor dem Tag der Endfälligkeit bzw. dem anderen 

festgelegten Zeitpunkt entsprechen, auch wenn dieser Durchschnittskurs unterhalb des 
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oben genannten Mindestpreises (80 %) liegt. Durch die Möglichkeit eines Zuschlags (der 

sich nach der Laufzeit der Options- bzw. Wandelanleihe erhöhen kann) wird die 

Voraussetzung dafür geschaffen, dass die Bedingungen der Wandel- bzw. 

Optionsanleihen den jeweiligen Kapitalmarktverhältnissen im Zeitpunkt ihrer Ausgabe 

Rechnung tragen können.  

 

 

 

Hamburg, im April 2019 

 

VTG Aktiengesellschaft 

Der Vorstand 
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